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G e s e ú, 

da$ Radfahren auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen betreffend. 
 

Vom 8. März 1898 
___________________ 

 
 

ERNST LUDWIG von Gotte$ Gnaden Großherzog von Hessen 
und bei Rhein re. re. 

 
Wir haben mit Zustimmung Unserer getreuen Stände verordnet und verordnen hiermit, 

wie folgt: 
 

Artikel 1. 

Die polizeiliche Regelung de$ Verkehr$ der Radfahrer auf öffentlichen Wegen, Straßen 
und Pläúen erfolgt auf die Dauer von zwei Jahren im Wege der Verordnung. 
 

Artikel 2. 

Unfer Ministerium de$ Innern ist mit dem Vollzug diese$ Geseúe$ beauftragt. 
Urkundlich Unserer eigenhändigen UnterÀrift und beigedrückten Großherzoglichen Siegel$. 
 
A m a l f i,  den  8. März 1898. 
 
(L. S.)      ERNST LUDWIG. 
 

Finger. 
___________________ 
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V e r o r d n u n g, 
da$ Radfahren auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen betreffend. 

 
Vom 14. März 1898. 
___________________ 

 
 

Mit Allerhöchster Ermächtigung Seiner Königlichen Hoheit de$ Großherzog$ wird zur 
Au$führung de$ Geseúe$, da$ Radfahren auf öffentlichen Wegen, Straßen und Pläúen betreffend, 
vom 8. März 1898 hiermit verordnet, wie folgt: 
 

Radfahrkarte und Nummerplatte. 

§ 1. 

Bei dem Befahren öffentlicher Wege,  Straßen und Pläúe mit Fahrrädern muß der 
Radfahrer  mit  einer  Radfahrkarte  und  da$  Fahrrad  mit  einer  Nummerplatte  versehen  sein. 

Die Radfahrkarte wird in den Städten  Darmstadt,  Offenbach,  Gießen,  Mainz,  Bingen 
und Worm$ von  dem  Polizeiamt,  in  den  übrigen  Gemeinden  von  dem  Krei$amt  auf  Antrag 
de$  Radfahrer$  au$gestellt.  Für  Personen  unter  14  Jahren  ist  der  Antrag  auf  Ertheilung 
der Radfahrkarte durch deren geseúliche Vertreter zu stellen. 

Für die Au$stellung  der Radfahrkarte  ist die Behörde  de$  Wohnort$ oder  de$  Aufenthalt$-
ort$  de$  Radfahrer$  zuständig.  Die  von  einer  zuständigen  hessischen  Behörde  au$gestellte 
Radfahrkarte,  nebst Nummerplatte,  genügt  al$  Legitimation  de$  Radfahrer$  für  da$ ganze 
Großherzogthum. 
 

§ 2. 
Die  Radfahrkarte  wird nach dem nachstehend abgedruckten Muster au$gestellt;  sie enthält: 

1) Vor- und Zuname, Stand oder Gewerbe, Geburt$tag, Geburt$ort und Wohn- bezw. 
Aufenthalt$ort des Radfahrer$, 

2) eine Nummer, welcher die Nummer de$ Fahrrad$ zu entsprechen hat, 
3) den Stempel der au$stellenden Behörde, 
4) den Tag der Au$stellung der Radfahrkarte und 
5) einen Abdruck dieser Verordnung. 

Der  Radfahrer  hat  für  die Ertheilung  der  Radfahrkarte  der au$stellenden Behörde den 
Betrag der Herstellung$kosten zu vergüten. 
 

§ 3. 
Die   Nummerplatte   trägt   auf   beiden   Seiten   auf   weißem   Grunde  in  6  cm  hoher 
LateiniÀer  Schrift  den  An$angsbuchstaben  der  Behörde,  welche die Radfahrkarte au$gestellt 

Hat  (für  da$  Krei$amt  Dieburg  Di ),   und  dahinter  in  5  cm  hohen  Ziffern  die  Nummer 
der  Radfahrkarte   und  de$  Fahrrad$.  ( § 2 Ziffer 2. )  Die  Nummern  werden,  je  nachdem 



 

 
 
 
 
 

sie  von  einer Behörde  der Provinz Starkenburg,  Oberhessen oder Rheinhessen verliehen worden 
sind,   in  rother,  blauer  bezw.   grüner  Farbe   aufgetragen.   Die  Behörden  in  den  Städten 
werden  in  der Weise unterÀieden,  daß  der  betreffende  Buchstaben für  den Landbezirk in der 
Farbe der Nummer, für den Stadtbezirk dagegen in Àwarzer Farbe au$geführt wird. 

Die Nummerplatte  ist  am  Vordergabelrohr  oder  an  der  Brem$stange  in  der Richtung 
der  Läng$axe   de$   Fahrrad$  nach  vorn  gerichtet  so  zu  befestigen,   daß  die  InÀrift  von 
beiden  Seiten  gut  sichtbar  ist.  Die  Nummerplatte  ist  von  der Behörde auf Kosten des Rad-
fahrer$ zu beÀaffen. 
 

§ 4. 
Eine  eigenmächtige  Aenderung  der  Radfahrkarte  oder  der  Inschrift  der Nummerplatte 

und die Führung einer nicht von der  zuständigen Behörde ertheilten Radfahrkarte oder Nummer 
ist verboten. 

Der  Inhaber   der   Radfahrkarte  darf   ein  mit  der  ihm  ertheilten  Nummer  versehene$ 
Fahrrad, nebst Radfahrkarte, an andere Personen zur Benutzung auf öffentlichen Wegen, Straßen 
und Pläúen nur vorübergehend überlassen. Wer ein solche$ Fahrrad erwirbt, hat binnen einer 
Woche der zuständigen Behörde die Anzeige zu erstatten und die Au$stellung einer Radfahrkarte 
für seine Person zu beantragen. 
 

§ 5. 
Von den VorÀriften der vorhergehenden Paragraphen sind au$genommen: 
1) Militärpersonen in Uniform und öffentliche Beamte oder Bedienstete in Dienstkleidung 

oder mit Dienstabzeichen, sofern die von ihnen benuzten Fahrräder al$ lediglich zu 
dienstlichen Zwecken bestimmt von den vorgeseúten Kommando- bezw. Dienstbehörden 
deutlich erkennbar gemacht sind; 

2) Radfahrer, welche  außerhalb des  Großherzogthums Hessen ihren Wohnsitz haben und 
eine  von  einer  nichthessiÀen  zuständigen  Behörde  au$gestellte  Radfahrkarte  besiúen; 

3) Radfahrer,  welche  nach  den  Bestimmungen  ihre$  ständigen  Wohn- oder Aufeuthalt$-
orte$  zur  Führung  einer  Radfahrkarte   und   Nummerplatte  nicht  verpflichtet  sind, 
sofern  sie  nicht  länger  al$  eine  Woche  im  Großherzogthum  Hessen  sich  aufhalten; 

4) Kinder,  welche  Fahrräder  benuúen,  die  lediglich  al$  Spielzeuge  zu  betrachten  sind. 
 

§ 6. 
Die Krei$ämter bezw. Polizeiämter haben über die Au$stellung der Radfahrkarten ein 

Verzeichniß zu führen. 
 Aus dem Verzeichniß muß Vor- und Zuname, Stand oder Gewerbe, Geburt$tag, Ge-
burt$ort,  sowie  Wohn-  bezw.  Aufenthalt$ort  de$ Radfahrer$,  die Nummer der Radfahrkarte 
und der Tag ihrer Au$stellung hervorgehen. 
  



 

 
 
 
 
 

Der  Uebergang  eine$ mit einer Nummerplatte versehenen Fahrrad$ auf einen anderen 
Eigenthümer ist von der zuständigen Behörde im Verzeichniß zu wahren. 
 

Au$rüstung de$ Fahrrad$. 

§ 7. 

Jede$ Fahrrad muß während der Benuúung mit einer wirksamen Lenk- und Bremsvor-
richtung, einer helltönenden Glocke oder einem sonstigen helltönenden Signalapparat und nach 
eingetretener  Dunkelheit  außerdem  mit  einer  Laterne  versehen  sein,  deren  Licht  unbehindert 
nach vorne fällt.  Der Gebrauch von farbigen Laternen ist verboten. 
 
 

Fahrgeschwindigkeit. 

§ 8. 

Innerhalb  der  OrtÀaften  darf  der  Radfahrer  nur  mit  der  GeÀwindigkeit  eine$ in 
mittlerem  Tempo  trabenden  Pferde$  fahren.  Da$  Gleiche  gilt  außerhalb  der  OrtÀaften 
beim  abwärt$  Fahren,  wenn  die Straße  von  dem Radfahrer  nicht  auf  eine angemessene Ent- 
fernung übersehen werden kann. 

In  engen,  abschüssigen  oder  verkehr$reichen  Straßen,  an  Straßenkreuzungen,  beim  Ein-
biegen  in  eine  andere  Straße,  beim  Durchfahren  von  Thoren  und dergleichen, bei der Au$fahrt 
au$  Grundstücken,  welche  an  einer  öffentlichen  Straße  liegen,  und  bei  der  Einfahrt in solche, 
sowie  nach  Eintritt  der Dunkelheit  und bei  starkem Nebel,  ist die  FahrgeÀwindigkeit der Art 
zu ermäßigen,  daß sofortige$ Anhalten möglich ist.  In den in diesem Absatz erwähnten Fällen 
hat der Radfahrer seine Annäherung durch da$ Signal zu erkennen zu geben. 
 

Fahren auf Banketten und Ausnahmevorschriften hinsichtlich des Radfahrverkehrs. 

§ 9. 

Da$ Radfahren ist  i n n e r h a l b  der OrtÀaften auf den Banketten allgemein untersagt. 
A u ß e r h a l b der OrtÀaften ist die Benutzung de$ Fußgänger-Bankett$, soweit da$selbe 

nicht durch Alleebäume, Gräben oder sonstwie von der Fahrbahn sichtbar abgegrenzt oder durch 
besondere$ Plakat al$ für Radfahrer  verboten  bezeichnet  ist,  unter  der  Vorau$setzung  gestattet, 

1) daß  ein  erheblicher  Verkehr  von  Fußgängern  auf  dem Bankett  zur  Zeit  überhaupt 
nicht stattfindet und 

2) daß  bei  dem  Begegnen  einzelner  Fußgänger  oder  bei  dem  Vorbeifahren  an  solchen 
da$  Bankett  in  einer  Entfernung  von  mindesten$  20 m  vor  und  hinter  dem  Fuß-
gänger von dem Radfahrer freigelassen wird. 

Nach eingetretener Dunkelheit ist das Radfahren auf den Fußgängerbanketten untersagt. 
Weitergehende  Beschränkungen  de$ Radfahrverkehrs können den örtlichen Bedürfnissen ent- 

sprechend  in  Gemäßheit  de$  Artikel$ 78  der  Kreis-  und  Provinzialordnung,  beziehungsweise  
  



 

 
 
 
 
 

des  Artikels  56  Absatz  2  Ziffer 1  der  Städteordnung  angeordnet  werden.  Auch  sind  die 
Behörden (§ 1) ermächtigt, au$ besonderen Anlässen vorübergehend von den VorÀriften 
gegenwärtiger Verordnung abweichende Anordnungen zu treffen. 

Derartige AusnahmevorÀriften sind durch Plakate oder in sonst geeigneter Weise den 
Radfahrern erkennbar zu machen. 

Auf Fußwegen haben die Radfahrer stet$ den Fußgängern au$zuweichen, nöthigenfall$ 
abzusteigen und da$ Rad an der Hand vorbeizuführen. 
 
 

Begegnen und Vorbeifahren. 

§ 10. 

Da$ Einbiegen in eine andere Straße hat nach recht$ in kurzer Wendung, nach link$ in 
weitem Bogen zu geÀehen. 

Die  Radfahrer  haben  die  rechte  Seite  der  Fahrbahn  der  Straßen  und  Wege  einzuhalten 
und den entgegenkommenden Fuhrwerken, Reitern, Radfahrern, Viehtran$porten und Fußgängern 
nach recht$ au$zuweichen, an solchen aber, welche sich in der gleichen Richtung bewegen, link$ 
vorbeizufahren. Bei dem Begegnen ist, wenn e$ die Umstände, z. B. Dunkelheit oder Nebel, 
erfordern,  bei  dem  Ueberholen  aber  stet$  von  dem  Radfahrer  mit  der  Glocke,  nöthigenfall$ 
durch  Rufen,  ein  Zeichen  zu  geben  (§ 15  Absatz 2).  Bleibt  da$  Signal  oder  Rufen  ohne 
Erfolg,  so  hat  der  Radfahrer  bei  dem  Begegnen  anzuhalten,  da$  Ueberholen  aber  zu  unter- 
lassen, bi$ die Fahrbahn frei ist. Da$ Gleiche hat namentlich auch bei dem Zusammentreffen mit 
marschirenden Militärabtheilungen, öffentlichen Aufzügen, Leichenzügen und dergleichen zu geschehen. 

An Ecken und Kreuzungspunkten von Straßen, sowie überall, wo die Fahrbahn durch 
Fuhrwerke und dergleichen verengt ist, ist da$ Ueberholen verboten. 
 

§ 11. 

Wird  bei  dem  Begegnen  oder  Vorbeifahren  ein  Pferd  unruhig  oder  Àeu,  so  hat  der 
Radfahrer  abzusteigen  und  darf  erst  dann  wieder  aufsitzen,  wenn  da$ Pferd sich beruhigt hat 
oder wenigsten$  20 m von dem Radfahrer entfernt ist. 

Ist  ein  Radfahrer  mit  einem  Fuhrwerk  oder  dergleichen  zusammengestoßen,  oder hat er 
eine  Person  an-  oder  umgefahren,  so  muß  er  sofort  anhalten und auf Verlangen seinen Namen 
und Wohnort, sowie die Nummer seine$ Fahrrade$ angeben und seine Radfahrkarte vorzeigen. 
 

Nebeneinanderfahren. 

§ 12. 

Auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen dürfen mehrere Radfahrer nur dann neben- 
einander fahren, wenn e$ ohne Beeinträchtigung de$ übrigen Verkehr$ geÀehen kann. Beim 
Au$weichen haben die Radfahrer hinter einander zu fahren. 
 
  



 

 
 
 
 
 

 
Besondere Vorsichtsmaßregeln. 

§ 13. 

Außer den vorstehenden VorÀriften haben die Radfahrer beim Fahren auf öffentlichen 
Wegen, Straßen und Plätzen noch die jeweil$ nach den Umständen gebotene Vorsicht zu beobachten. 
Alle Handlungen, welche geeignet sind, den Verkehr zu stören oder MenÀen oder fremde$ 
Eigenthum zu gefährden,  z. B.  da$ muthwillige Hindern anderer am Vorbeifahren, da$ Wett- 
fahren, da$ Umkreisen von Fuhrwerken, Reitern, Fußgängern u. s. w. ist untersagt. 

Ferner  ist  e$  verboten,  beim  Fahren  innerhalb  der  OrtÀaften  die  Leitstange  lo$zulassen 
oder die Füße vom Pedal aufzuheben. 
 

Anordnungen der Polizeibeamten. 

§ 14. 

Die Radfahrer haben den an sie ergehenden Anordnungen der Polizeibeamten unbedingt 
Folge zu leisten,  auf Anrufen oder Hochheben de$ Arme$ Seiten$ dieser Beamten sofort anzu- 
halten und abzusteigen und ihnen auf Verlangen ihre Radfahrkarte vorzuzeigen. 
 

Verhalten anderer Personen den Radfahrern gegenüber. 

§ 15. 

Den Radfahrern gegenüber haben Fußgänger, Reiter, Leiter von Fuhrwerken oder Vieh- 
tran$porten u. s. w.  ein solche$ Verhalten zu beobachten,  welche$ den Radfahrern die Erfüllung 
der  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  ermöglicht;  in$besondere  ist  jede  Handlung  verboten, 
welche  dahin  zielt,  den  Radfahrer  am  Fahren  zu  verhindern,  ihm  solche$  zu erÀweren oder 
seine Person oder sein Fahrzeug zu gefährden. 

Fuhrwerke (mit Au$nahme der Lastfuhrwerke), Reiter und Fußgänger haben den Rad- 
fahrern,  welche  ihnen  entgegenkommen,  oder  welche  von  hinten  an  ihnen  vorbei fahren wollen 
und  die$  durch  ein  Glockensignal  anzeigen,  erforderlichenfall$  genügend  nach  recht$  au$zu- 
weichen  (§ 10). 
 

Strafbestimmungen. 

§ 16. 

Zuwiderhandlungen gegen die VorÀriften dieser Verordnung werden, sofern nicht nach 
anderen  Strafbestimmungen  höhere  Strafen  verwirkt  sind,  auf  Grund  de$  § 366  Ziffer 10 
de$ Reich$strafgesetzbuch$ mit Geldstrafe bi$ zu 60 Mk. oder mit Haft bi$ zu 14 Tagen bestraft. 
 

§ 17. 
Personen, welche wegen Uebertretung der VorÀriften dieser Verordnung mit Haft oder 

wiederholt  mit  Geldstrafe  bestraft  worden  sind,  oder  welche  sich  al$  de$  Radfahren$  unkundig  
  



 

 
 
 
 
 

oder unfähig erweisen, kann von der zuständigen Behörde (§ 1) die Radfahrkarte mit der 
Nummerplatte auf die Dauer oder für eine bestimme Zeit entzogen werden. 

Radfahrern, durch deren Verhalten augenÀeinlich eine Gefährdung von Personen zu 
befürchten ist, kann da$ Radfahren auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen von dem 
zuständigen Polizeibeamten auf der Stelle untersagt und im Ungehorsam$falle da$ Fahrrad 
vorläufig beÀlagnahmt werden. 
 

Durch Motoren getriebene Fahrräder. 

§ 18. 

Die VorÀriften dieser Verordnung finden auch auf solche Fahrräder Anwendung, welche 
durch Motoren getrieben werden. 
 

Uebergangsbestimmung. 

§ 19. 

Gegenwärtige  Verordnung  tritt  am  1. Mai  1898  in  Kraft.  Mit  dem  gleichen  Tage 
verlieren alle bi$herigen VorÀriften ihre Giltigkeit. 
 

D a r m st a d t,  den  14. März  1898. 
 

Großherzogliches Ministerium des Innern. 
 

Finger. 
 

Dr. Rohde. 
 
 

___________________ 
  



 

 
 
 
 
 

 

 
Radfahrkarte. 

 
 

Nr. ………………………………. 
 
 
 

au$gestellt am …………………………………. 
 
 
 

……………………………….……………  189……. 
 
 
 
 

 für Herrn ……………………..…………….……………………..…………………………… 
      Fr. 

 
Stand oder ……………………………………………………………………………………… 
  Gewerbe 

 
geboren am …………….………………………………………..…………………………..…. 

 
 

in ……………………………………………………………………………………………………... 
 
 

wohnhaft in……………………………………………………………………………………… 
 
 

Straße und Hau$-Nr. ………………………………………..…………………………. 
 

  

Stempel 

der 

au$stellenden 

Behörde. 


